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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 60/13 B 
 
L 5 R 114/11 (Hessisches LSG) 
S 13 R 489/08 (SG Gießen) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Hessen, 
Städelstraße 28, 60596 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Mai 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr.  S t e i n w e d e l  sowie den Richter K a l t e n s t e i n  

und die Richterin Dr. O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hes-

sischen Landessozialgerichts vom 23. November 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision im vorbezeichneten Urteil Prozesskostenhilfe zu bewilligen und 

Rechtsanwalt W.             aus S.              beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Hessische LSG hat mit Urteil vom 23.11.2012 einen Anspruch des Klägers auf Rente we-

gen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt und zu deren Durchführung Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung von Rechts-

anwalt W.            , S.             , beantragt. Mit der Beschwerdebegründung rügt er Verfah-

rensfehler. 

 

Der PKH-Antrag ist abzulehnen. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO). Die Nichtzulassungsbeschwerde er-

füllt bereits nicht die insoweit geltenden formellen Voraussetzungen. Da dem Kläger PKH nicht 

zu gewähren ist, hat er auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 

S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Beschwerdebegründung vom 22.4.2013 genügt 

nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn er hat den Zulassungsgrund des Verfahrens-

mangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß aufgezeigt (§ 160 Abs 2 Nr 3 iVm 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel iS von § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne, müssen für 

die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel 

(vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die 

Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen 

materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Be-

einflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger 

rügt zwar das Vorliegen eines "wesentlichen Verfahrensmangel(s)", ohne aber eine bundes-

rechtliche Norm des Verfahrensrechts zu bezeichnen, die das Berufungsgericht verletzt haben 

könnte. 

 

Ein formgerecht bezeichneter Verfahrensmangel ergibt sich auch nicht aus seinem Vortrag, 

dass das LSG neurologisch/psychiatrische Befundunterlagen von Dr. S.          nicht berück-

sichtigt habe. Ansonsten wäre festgestellt worden, dass zum relevanten Stichtag (31.12.2007) 
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eine rentenrechtlich relevante psychische Erkrankung vorgelegen habe, die zusammen mit 

orthopädischen Einschränkungen zu einer Minderung der Erwerbsfähigkeit im rentenberechtig-

ten Ausmaße geführt hätte (S 3 der Beschwerdebegründung). 

 

Wenn der Kläger weiter ausführt, dass dem LSG aufgrund dieser Befundunterlagen "sämtliche 

erforderlichen medizinischen Anknüpfungstatsachen" bekannt gewesen seien und es an einer 

zutreffenden Würdigung dieser Befunde fehle, macht der Kläger nichts anderes als die fehler-

hafte Beweiswürdigung des Gerichts (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) geltend. Nach dem ausdrücklichen 

Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann aber im Verfahren der Nichtzulassungsbe-

schwerde der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung von § 128 Abs 1 

S 1 SGG gestützt werden. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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